
12 Richtlinie Nr. 26 des Plenums des OG 266

Fristversäumnis nicht gewährt worden war, so ist nur die Auf­
hebung des Beschlusses und die Auslagenregelung erforderlich. 
Hat die SchK die Beratung wegen Beleidigung, Verleumdung 
oder Hausfriedensbruch gemäß § 35 Abs. 4 SchKO beendet, weil 
sie den Sachverhalt nicht klären konnte und ihrer Ansicht nach 
auch für das Untersuchur "sorgan keine weiteren Aufklärungs­
möglichkeiten bestehen, so weist das Kreisgericht, wenn es zu 
der gleichen Ansicht gelangt, den Einspruch als unbegründet 
zurück.

4.6.3. Hat bei zivilrechtlichen Streitigkeiten die SchK eine Entschei­
dung getroffen, ohne daß beide Parteien dies beantragt haben, 
und stellt sich in der Einspruchsverhandlung heraus, daß die 
Entscheidung als Bestätigung einer in Wirklichkeit zustande 
gekommenen Einigung anzusehen ist, so hat die Zivilkammer 
den Einspruch zurückzuweisen, wenn die Einigung mit den 
Grundsätzen des sozialistischen Rechts im Einklang steht.

4.7. Zur Entscheidung über die Auslagen
Das Einspruchsverfahren ist gebührenfrei.
Entstehen im Verfahren über den Einspruch eines Beteiligten, 
der zur Zurückweisung des Einspruchs führt, dem anderen not­
wendige Auslagen, so sind diese zu erstatten. Hatte der Ein­
spruch teilweise Erfolg, können die Auslagen anteilmäßig er­
stattet werden. Hat der Einspruch zur Aufhebung der Entschei­
dung der SchK und Einstellung des Verfahrens durch die Zivil­
kammer geführt, so hat der Einspruchsgegner die dem anderen 
entstandenen notwendigen Auslagen zu erstatten. Hat der Ein­
spruch des Beschuldigten zur Aufhebung der Entscheidung der 
SchK durch die Strafkammer geführt, weil der Beschuldigte 
nicht verantwortlich ist, so können ihm die entstandenen not­
wendigen Auslagen aus dem Staatshaushalt erstattet werden. 
Mußte die Entscheidung der SchK aufgehoben werden, weil bei 
Beleidigung, Verleumdung oder Hausfriedensbruch die Verfol- 
gungs- oder Antragsfristen (§ 30 Absätze 2 und 3 SchKO) nicht 
beachtet worden sind, so kann der Antragsteller zur Erstattung 
der dem Beschuldigten erwachsenen notwendigen Auslagen ver­
pflichtet werden.
Diese Auslagenentscheidungen trifft das Gericht, weil die SchK 
nicht mehr mit der Sache befaßt ist.
Wird der Beschluß der SchK aufgehoben und kommt es seitens 
der Strafkammer zu einer Rückgabe der Sache, so hat die SchK 
bei der erneuten Beratung über die im Einspruchsverfahren 
entstandenen Auslagen mit zu entscheiden.
Kosten des Rechtsanwalts in Einspruchsverfahren sind nicht er­
stattungsfähig.


